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AL I 1994/1995 (4. Aufgabe - Aufsichtsarbeit)

„Weg damit“
Sachverhalt

	Widerspruch (AV)
	01.03.95
	Dienstfahrt, Einstellungsverfügung (mdl.)

	
	07.03.95
	schriftl. Bescheid (mit Beseitigungsverfügung)

	
	08.03.95
	Zustellung (PZU)

	Widerspruch (schriftl.)
	06.04.95
	

	Eingang des WS
	10.04.95
	


1. Verwaltungsakte (Art. 35 Satz 1 BayVwVfG)

	hoheitliche

Maßnahme
	Das LRA Hofstein (in Person des Baukontrolleurs Seemann) trifft gegenüber Reuter – im Über- und Unterordnungsverhältnis – eine bindende Entscheidung, indem die Baueinstellung (01.03.95) bzw. Beseitigung (07.03.95) angeordnet wird

	einer Behörde
	LRA Hofstein, Art. 1 Abs. 2 BayVwVfG

	zur Regelung

eines Einzelfalls
	Reuter muss seinen Bau einstellen (01.03.95)

bzw. beseitigen (07.03.95)

	auf dem Gebiet des öffentlichen Rechts
	besonderes Verwaltungsrecht, nämlich Bauordnungsrecht (BayBO)

	mit Rechtswirkung nach außen
	Anordnungen haben behördeninternen Bereich verlassen, wurden (mündlich / schriftlich) bekannt gegeben


2. Zulässigkeit des Widerspruchs vom 01.03.95

	Verwaltungsrechtsweg
	§ 40 Abs. 1 VwGO: Öffentlich-rechtliche Streitigkeit (Bauordnungsrecht) nichtverfassungsrechtlicher Art, keine andere Rechtswegzuweisung

	Statthaftigkeit
	Vor Erhebung der Anfechtungsklage (§ 68 Abs. 1 Satz 1 VwGO), da Aufhebung eines Verwaltungsakts (s.o. I.) begehrt (§ 42 Abs. 1 VwGO); keine Ausschlussgründe nach § 68 Abs. 1 Satz 2 VwGO

	Frist
	§ 70 Abs. 1 Satz 1 VwGO: 1 Monat, hier am selben Tag

	Widerspruchsbefugnis
	Reuter = Adressat eines belastenden Verwaltungsakts (Baueinstellung), so dass eine Verletzung in eigenen Rechten jedenfalls als möglich erscheint (§ 42 Abs. 2 VwGO analog)

	ordnungsgemäße

Erhebung
	§ 70 Abs. 1 Satz 1 VwGO: schriftlich oder zur Niederschrift, hier: nur mündlich. Widerspruch = unzulässig


3. Aktenvermerk und Niederschrift

	§ 18 Abs. 2 Satz 1 AGO
	§ 19 AGO

	Über Besprechungen, Telefongespräche, Auskünfte und sonstige aus den Akten nicht unmittelbar ersichtliche Sachverhalte, die für die Bearbeitung bedeutsam sein können, soll ein Aktenvermerk gefertigt werden.

Aktenvermerk („Gedächtnisstütze“) erfüllt das Formerfordernis laut § 70 Abs. 1 Satz 1 VwGO nicht!
	1Über mündliche Erklärungen von besonderer tatsächlicher oder rechtlicher Bedeutung ist eine Niederschrift aufzunehmen. 2Sie muss neben dem wörtlichen oder dem wesentlichen Inhalt der Erklärung die notwendigen persönlichen Angaben der erklärenden Person enthalten und ist dieser mit dem Zusatz „Vorgelesen (oder: selbst gelesen), genehmigt und unterschrieben“ und mit Datumsangabe zur Unterschrift vorzulegen. ... 3Die aufnehmende Person schließt die Niederschrift durch ihre Unterschrift ab.


4. Wirksamkeit der Verwaltungsakte

	Art. 43 Abs. 1 Satz 1 BayVwVfG

Ein Verwaltungsakt wird ... in dem Zeitpunkt wirksam, in dem er ... bekanntgegeben wird.

	Baueinstellung
	Baubeseitigung

	mündlich (Art. 37 Abs. 2 Satz 1 BayVwVfG) am 01.03.95,

Bescheid vom 07.03.95 hat insofern nur deklaratorische Bedeutung

(Art. 37 Abs. 2 Satz 2 BayVwVfG)
	am 08.03.95
per PZU

(Art. 41 Abs. 5 BayVwVfG,

3 VwZVG)


5. Verstoß gegen Grundsatz des Verwaltungshandelns

Das LRA Hofstein stützt die Baueinstellungsanordnung auf Art. 88 Abs. 1 BayBO (Art. 81 Abs. 1 BayBO n.F.) und die Baubeseitigungsanordnung auf Art. 89 Satz 1 BayBO (Art. 82 Satz 1 BayBO n.F.). Beide Vorschriften geben der Behörde einen Ermessensspielraum (sogenannte „Kann“-Vorschriften). Das LRA Hofstein hatte deshalb nach pflichtgemäßem Ermessen über die Baueinstellung und Baubeseitigung zu entscheiden (vgl. Art. 40 BayVwVfG).

In der Begründung von Ermessensentscheidungen soll die Behörde nach Art. 39 Abs. 1 Satz 3 BayVwVfG auch die Gesichtspunkte erkennen lassen, von denen sie bei der Ausübung des Ermessens ausgegangen ist.

In jedem Fall muss aus der Begründung zumindest ersichtlich sein, dass die Behörde das Ermessen ausgeübt hat, da sonst ein Ermessensfehler, nämlich Ermessensnichtgebrauch vorliegt. Im Bescheid vom 07.03.95 hat das LRA Hofstein lediglich festgestellt, dass das Gebäude ohne Baugenehmigung errichtet worden ist und „daher“ die Baueinstellung und die Baubeseitigung anzuordnen „waren“. Aus der Begründung ergibt sich also nicht, dass das LRA überhaupt eine Ermessensentscheidung getroffen hat. Es liegt somit ein Ermessensfehler in Form des Ermessensnichtgebrauchs vor.

6. Wahrung der Widerspruchsfrist

Die Widerspruchsfrist beträgt einen Monat seit Bekanntgabe des Verwaltungsakts (§ 70 Abs. 1 Satz 1 VwGO).

Die Widerspruchsfrost gegen die Baueinstellungsanordnung vom 01.03.95 wäre somit am 10.04.95 (Eingang beim LRA) bereits überschritten gewesen (vgl. Art. 79 Hs. 2, 31 Abs. 1 BayVwVfG i.V.m. §§ 187 Abs. 1, 188 Abs. 2 Fall 1 BGB).

Die Frist beginnt jedoch nur zu laufen, wenn dem Bescheid eine ordnungsgemäße Rechtsbehelfsbelehrung beigefügt war (§§ 70 Abs. 2, 58 Abs. 1 VwGO). Anderenfalls ist die Einlegung des Widerspruchs in der Regel innerhalb eines Jahres seit der Bekanntgabe des Verwaltungsakts zulässig (§§ 70 Abs. 2, 58 Abs. 2 VwGO).

Eine Rechtsbehelfsbelehrung wurde Stefan Reuter sowohl bezüglich der Baueinstellungsanordnung als auch hinsichtlich der Baubeseitigungsanordnung erst am 08.03.95 bekanntgegeben (Art. 41 Abs. 5 BayVwVfG, 3 VwZVG), so dass die Widerspruchsfrist in beiden Fällen am 09.03.95 (0.00 Uhr) zu laufen beginnt und am 08.04.95 (24.00 Uhr) enden würde. Der 08.04.95 ist jedoch ein Samstag, so dass letzter Tag der Widerspruchsfrist Montag (10.04.95) ist, Art. 79 Hs. 2, 31 Abs. 1 und 3 BayVwVfG, §§ 187 Abs. 1, 188 Abs. 2 Fall 1 BGB.

Sowohl gegen die Baueinstellungsanordnung als auch gegen die Baubeseitigungsverfügung hat Reuter also fristgerecht Widerspruch erhoben.

7. Anordnung der sofortigen Vollziehung

Nach § 80 Abs. 1 Satz 1 VwGO hat ein Anfechtungswiderspruch aufschiebende Wirkung, d,h, der angefochtene Verwaltungsakt darf, solange er nicht bestandskräftig ist, nicht vollzogen werden. Diese aufschiebende Wirkung entfällt jedoch u.a. nach § 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 VwGO in den Fällen, in denen die sofortige Vollziehung im öffentlichen Interesse oder im überwiegenden Interesse eines Beteiligten von der Behörde, die den Verwaltungsakt erlassen hat, besonders angeordnet wird. Mit der Anordnung der sofortigen Vollziehung können demgemäß die Baueinstellungs- und die Baubeseitigungsanordnung auch während eines Verwaltungsrechtsstreits vollzogen werden. Stefan Reuter darf also trotz seines Widerspruchs bis zu einer unanfechtbaren Entscheidung die Bauarbeiten nicht mehr aufnehmen. Er muss außerdem, entsprechend der Nr. 2 des Bescheids vom 07.03.95, das Gebäude bis spätestens 30.04.95 beseitigen.

8. Nr. 4 des Tenors

Auf Antrag Stefan Reuters kann das zuständige Verwaltungsgericht (vgl. §§ 2, 45 VwGO i.V.m. Art. 1 Abs. 2 AGVwGO) die aufschiebende Wirkung des Widerspruchs ganz oder teilweise wieder herstellen (§ 80 Abs. 5 VwGO). Auch das LRA Hofstein selbst oder die zuständige Regierung (vgl. § 73 Abs. 1 VwGO) können nach § 80 Abs. 4 VwGO die Vollziehung aussetzen.

In allen diesen Fällen können die davon betroffenen Teile des Bescheids vom 07.03.95 erst nach Unanfechtbarkeit vollzogen werden. Es müsste dann zu gegebener Zeit (bei entsprechendem Ausgang des Verfahrens) zumindest eine neue Frist gesetzt werden. Im gegebenen Fall ist dies aufgrund der Regelung in der Nr. 4 des Bescheids vom 07.03.95 jedoch nicht mehr erforderlich.
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